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Amts Blatt 


der Königlichen Regierung zu Marienwerder. 


Nro. 19. Marienwerder, den 10. Mal. 1876. 


Auf den Mir gehaltenen Vortrag genehmige Ich, § 3. Die Verpflichtung zur Annahme und zum 
daß die zu den fortifikatoriſchen Erweiterungs⸗ und Umtauſch ($ 2) findet auf durchlöcherte und anders als 
Umgeſtaltungs⸗Bauten in Cöln, Coblenz, Spandau, durch den gewöhnlichen Umlauf im Gewicht verringerte, 
Cüſtrin, Poſen, Thorn, Danzig, Königsberg, Glogau, imgleichen auf verfälfchte Münzſtücke keine Anwendung. 
Neiſſe, Memel, Pillau, Colberg, Swinemünde, Stral⸗ Berlin, den 12. April 1876. 
ſund, Friedrichsort, Sonderburg⸗Düppel, Wilhelmshaven, Der Reichskanzler. 
ſowie der Befeſtigungen an der untern Weſer und an gez. v. Bismarck. 
der untern Elbe erforderlichen Grundſtücke, ſoweit nicht 
deren freihändiger Ankauf durch gütliches Uebereinkommen Zur Ausführung der vorſtehenden, im Reichs⸗ 
bewirkt werden kann, im Wege der Expropriation für Geſetz⸗Blatt S. 162 publizirten Bekanntmachung wird 
die Militair⸗Verwaltung erworben werden dürfen. hierdurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht, daß unter 
Das Kriegs⸗Miniſterium hat hiernach das Weitere zu den voraufgeführten Bedingungen die vorbezeichneten 
veranlaſſen. Münzen in den Monaten Juni, Juli und Auguſt 1876 

Berlin, den 29. Mai 1873. innerhalb des Preußiſchen Staates bei den unten nam⸗ 

gez. ane bhlhaft gemachten Kaſſen nach dem feſtgeſetzten Werths⸗ 
ggez. Kameke. e verhältniſſe ſowohl in Zahlung angenommen als auch 
An das Kriegs⸗Miniſterium. Dr gegen Reichd: beziehungsweiſe Landes⸗Münzen, umge: 
Verordnungen und Bekanntmachungen der wechſelt werben: 


Central-Behörden. 2. in Berlin: 

1) Bekanntmachung, bei der General⸗Staatskaſſe, 

betreffend die Außerkursſetzung von Scheidemünzen der der Staatsſchulden⸗Tilgungs⸗Kaſſe, 
Thalerwährung. Vom 12. April 1876. der Kaſſe der Königlichen Direktion für die Ver⸗ 
Auf Grund des Artikels 8 des Münzgeſetzes vom waltung der direkten Steuern, 

9. Juli 1873 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 233) hat der Bundes⸗ dem Haupt⸗Steuer⸗Amt für inländiſche Gegenſtände, 

rath die nachfolgenden Beſtimmungen getroffen: dem Haupt⸗Steuer⸗Amt für ausländische Gegen⸗ 
§ 1. Die ½ Groſchenſtücke der Thalerwährung, ſtände und 

die /%0, Yıss ½2 Thalerſtücke und alle übrigen, auf der unter dem Vorſteher der Miniſterial⸗, Militair⸗ 

nicht mehr als ½ Thaler lautenden Silberſcheide⸗ und Bau⸗Kommiſſion ſtehenden Kaſſe; 


münzen der Thalerwährung, welche noch gegenwärtig b. in den Provinzen: 

geſetzliche eb ene mee find, gelten vom 1. Juni bei den Regierungs⸗Haupt⸗Kaſſen, 

1876 ab nicht ferner als geſetzliche Zahlungsmittel. den Bezirks⸗Haupt⸗Kaſſen in der Provinz Hannover, 
Es iſt daher vom 1. Juni 1876 ab, außer den der Landes ⸗Kaſſe in Sigmaringen, 

mit der Einlöſung beauftragten Kaſſen, Niemand ver den Kreis⸗Kaſſen, 


pflichtet, dieſe Münzen in Zahlung zu nehmen. den Kaſſen der Königlichen Steuer⸗Empfänger in 
82. Die im Umlauf befindlichen, in dem 9 1 den Provinzen Schleswig⸗Holſtein, Hannover, 
bezeichneten Münzen werden in der Zeit vom 1. Juni Weſtfalen, Heſſen⸗Naſſau und Rheinland, 


bis 31, Auguſt 1876 von den durch die Landes⸗Central⸗ den Bezirks⸗Kaſſen in den Hohenzollernſchen Landen, 
behorden zu bezeichnenden Kaſſen derjenigen Bundesſtaaten, den Jau 

welche dieſe Münzen geprägt haben, oder in deren Ge. den Haupt⸗Zoll. und Haupt⸗Steuer⸗Aemtern, ſowie 
biet dieſelben gesetzliches Zahlungsmittel find, nach dem den Neben⸗Zoll⸗ und Steuer⸗Asmtern. 


im Artikel 15 Nr. 3 des Münzgeſetzes vom 9. Juli Berlin, den 25. April 1876. 
1873 feſtgeſetzten Werthverhältniſſe für Rechnung des Der Finanz⸗Miniſter. 
deutſchen Reichs ſowohl in Zahlung genommen, als Camphauſen. 
auch gegen Reichs⸗ oder Landesmünzen umgewechſelt. 
Nach dem 31. Auguſt 1876 werden derartige 2) Bekanntmachung. 
Münzen auch von dieſen Kaſſen weder in Zahlung noch Mit Bezug auf die diesſeitige Bekanntmachun 
zur Umwechſelung angenommen. vom 11. Oktober 1869 wird zur öffentlichen Kenntniß 


Ausgegeben in Marienwerder den 11, Mai 1876. 
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gebracht, daß dem Unter⸗Steueramte zu Wiesbaden im|? Meter langen, ſtarken Stricken ohne beſondere Ber: 
Hauptamtsbezirke Biebrich die Befugniß zur Abfertigung gütigung mitzugeben. 
des mit dem Anſpruche auf Steuervergütung auszu⸗ Berlin, den 3. März 1876. 
führenden Biers beigelegt worden iſt. Kriegs⸗Miniſterium. 
Berlin, den 21. April 1876. Abtheilung für das Remonteweſen. 
Der Finanz⸗Miniſter. 
Im Auftrage: 


(gez.) Haſſelbach. 


8) Bekanntmachung. 


den Remonte⸗Ankauf pro 1876 betreffend. 
Regierungs⸗Bezirk Marienwerder. 


Zum Ankauf von Remonten im Alter von vor⸗ ; . . 
zugsweiſe drei und ausnahmsweiſe vier und fünf Jahren $ 56. Eintrittsgelder und heide werden ge 
find im Bereich der Königlichen Regierung zu Marien⸗ ſrennt berechnet und zwar 15 Eintrittsgelder wu dem 
werder für dieſes Jahr nachſtehende, Morgens 8 Uhr Gamen ÖrumbTapitel Der Ge ſellſchaft. 1 525 
beginnende Märkte, anberaumt worden, und zwar: Grundavital wird ohne Abzug an Verwaltungskoſten 


Verordnungen und Bekanntmachungen der 
Provinzial⸗Behörden. 


1) Die Statuten der Braunſchweigiſchen Allgemeinen 
Vieh⸗Verſicherungs⸗Geſellſchaft ſind im Jahre 1874 
revidirt und die 88 56 bis einſchließlich 59 wie folgt 
verändert. 


zinslich angelegt. 

55 = Mai in 1 Die Prämieneinnahme wird nach Abzug der Ver⸗ 
„ 20 7 Tuchel, % waltungskoſten und Berichtigung aller liquidirten For⸗ 
9 22. une derungen an die Geſellſchafts⸗Kaſſe inſoweit zinslich 
e A f Rosenberg angelegt, daß immer ein erforderlicher Kaſſen⸗Vorrath 

A eibt. 

i — 8 . N Dieſer Kaſſenvorrath ſoll 6% der Prämien⸗Ein⸗ 
24. Suchen a nahme des laufenden Jahres nicht überſchreiten; / des 

26 „ Mewe 9, im abgelaufenen Jahre zinslich belegten Prämienüber⸗ 
510 . Grande ſchuſſes wird zur Vergrößerung des Grund⸗Kapitals 
ter 7 Rehden 2 dieſem zugeſchrieben, / des zinslich belegten Prämien: 
. 6 Brieſen, überſchuſſes des abgelaufenen Jahres werden zur Bil⸗ 
1 05 1 7 Culmſez dung eines Remunerationsfonds benutzt. — 
5 . = 7 
„31. = Schönfee, § 57. Der Remunerationsfond wird aus den 
„ LM = Leibitſch, Zinſen des Grundkapitals und aus dem § 56 bemerkten 
zu name: „Thorn, ¼ des zinslich angelegten Prämienüberſchuſſes des ab⸗ 
„256. Auguſt „Strasburg, gelaufenen Jahres gebildet und kommt jährlich nach 
28. = Bifchofsmerder, einem beſtimmten Modus zur Vertheilung an die bes 
„29. Dt. Eylau, treffenden ordentlichen Mitglieder der Geſellſchaft. 
30 Löbau, Zu dieſem Ende werden zweijährige Remunerations⸗ 


5. September ⸗ Dt. Crone. perioden gebildet und der durchſchnittliche Jahresbetrag 
Die von der Militär⸗Kommiſſion erkauften Pferde des Remunerationsfonds jährlich an die ordent⸗ 
werden, mit Ausnahme von Stuhm, Chriſtburg und lichen Mitglieder nach Größe ihrer geleiſteten 
Roſenberg, zur Stelle abgenommen und gegen Quittung Jahresprämienrate vertheilt, welche in betreffender 
ſofort baar bezahlt. Die Verkäufer auf den vorge- Remunerationsperiode keine Entſchädigung 
nannten drei Märkten werden dagegen erſucht, die ver⸗ empfangen haben. Die Remunerations⸗Zahlung 
kauften Pferde in das nahe gelegene Depot Pr. Marl erfolgt durch Anweiſung uf die nächſt zu zahlende 
auf eigene Koſten und Gefahr einzuliefern und daſelbſl Jahresrate der betreffenden Mitglieder. 
nach erfolgter Uebergabe in geſundem Zuſtand den 858. Als nächſte Reſerve für das folgende Jahr 
behandelten Kaufpreis gegen Quittung in Empfang zu dient einestheils der § 56 bemerkte Caſſenvorrath und 
nehmen. ferner das reſtirende laufende Konto der Agenten aus 
Pferde mit ſolchen Fehlern, welche nach den dem abgelaufenen Jahre. 
Landesgeſetzen den Kauf rückgängig machen, ſind vom In der Generalverſammlung jeden Jahres wird 
Verkäufer gegen Rückerſtattung des Kaufpreiſes und ſpeziell die Höhe des zinslich belegten Grundkapitals 
der geſammten Unkoſten zurückzunehmen, auch ſind (§ 56), und ferner der Reſerve (§ 58) angegeben und 
Krippenſetzer vom Ankauf ausgeſchloſſen. die betreffenden Werthpapiere der Reviſions⸗Commiſſion 
Die Verkäufer ſind ferner verpflichtet, jedem ver⸗ vorgelegt. Ferner wird am Ende jeder Remunerations⸗ 
kauften Pferde eine neue, ſtarke, rindslederne Trenſe, periode (§ 57) der zur Vertheilung kommende Remu⸗ 
mit ſtarkem Gebiß und Ringen verſehen, eine ſtarke nerationsfonds genau begründet zur Kenntniß der Ge⸗ 
Kopfhalfter von Leder oder Hanf, mit zwei mindeſtens neralverſammlung gebracht. 
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ind: 

a) die Kolonien Rogalin und Rogalinerbuſch, im 
Kreiſe Flatow, von dem ſelbſtſtändigen Gutsbe⸗ 
zirke Rogalin abgetrennt und mit dem ländlichen 
Gemeindebezirke Rogalin in demſelben Kreiſe ver⸗ 
einigt; 

b) das zum ländlichen Gemeindebezirk Rogalin ge⸗ 
hörige Freiſchulzengrundſtück von dieſem Bezirke 
abgezweigt und dem ſelbſtſtändigen Gutsbezirk 
Rogalin einverleibt. 

Marienwerder, den 4. Mai 1876. 
Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


9) Dem im Kreiſe Kulm belegenen Gute Bielawy 


h 1 2 ft auf den Antrag des Beſitzers deſſelben der deutſche 
Die Central⸗Commiſſion iſt ermächtigt, da, wo une lau‘ En or dt 3 id 
rſache größere Viehverluſte entſtehen, als durch die „Marienwerder, den 4. Mai 1876. 
bene Prämie $ 17 gedeckt werden können, De Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 
höhern Prämienſatz, in Rückſicht der urſachlichen Mo⸗ 10) Dem im Kreiſe Strasburg belegenen Gute 
' 8 Grzybno iſt auf den Antrag des Beſitzers deſſelben der 
als Fropiforiſche Gefahrspränte, dei Begin ſdeulſch dur eee, are . worden. 
ſtimmt und gezahlt. Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 
Dies wird mit dem Bemerken zur öffentlichen 11) Unter den Pferden auf dem Gute Gr. Plowenz, 
Kenntniß gebracht, daß dieſe Veränderung unterm 3. Kreiſes Strasburg, iſt die Rotzkrankgeit ausgebrochen; 
März d. J. Seitens des Königlichen Preußiſchen Mi⸗ dagegen hat die in Jakobsdorf angeſtellte thierärztliche 
niſteriums für landwirthſchaftliche Angelegenheiten ge⸗ Unterſuchung einen unverdächtigen Geſundheitszuſtand 
nehmigt iſt. der Pferde daſelbſt ergeben. 
Marienwerder, den 25. April 1876. Marienwerder, den 29. April 1876. 

Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 
12) Vom 15. Mai d. J. ab tritt der dieſer Amts⸗ 
5) Mit Genehmigung des Herrn Miniſters für land⸗blatts⸗Nummer beiliegende Fahrplan der Königlichen 
wirthſchaftliche Angelegenheiten wird in der Stadt Oſtbahn in Kraft. 

Thorn ein Wollmarkt am 12. und 13. Juni zunächf Marienwerder, den 27. April 1876. 
im laufenden und in den beiden folgenden Jahren abe! Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


gehalten werden. 13) Bekanntmachun 
b N 8 N g. 
e ade Innern. Die Transports und Unfall⸗Verſicherungs Aklien⸗ 
nig tung: Geſellſchaft „Zürich“ zu Zürich, iſt zum Geſchäftsbetriebe 
in den Königl. Preußiſchen Staaten konzeſſionirt. Die 
desfallſige Conzeſſion vom 9. Februar cr. ſowie die 
Geſellſchafts Statuten vom 30. April 1875 ſind dieſem 
Amtsblatt als Extrabeilage in einem beſondern Abdruck 
beigefügt. 
Marienwerder, den 5. Mai 1876. 


Königliche Regietung. Abtheilung des Innern. Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 
14) Polizei⸗Verordnung. 


7) Es wird hierdurch zur öffentlichen Kenntniß ge- Auf Grund des § 11 des Geſetzes über die Poltzei⸗ 
bracht, daß der nach den diesjährigen Kalendern in Verwaltung vom 11. März 1850 wird unter Aufhe⸗ 
Lonk (Kloſter) vom 18. Juni er. ab anſtehende 7tägige bung der Polizei⸗Verordnungen vom 30. März 1858 
Krammarkt nicht ſtattfinden, und der vom 11. Juni (Amtsblatt de 1858 Nr. 15) und 27. April 1862 
er. ab anſtehende 7 tägige Leinwandsmarkt nicht in (Amtsblatt de 1862) verordnet: 


zahlung und ſchließt nur eine verminderte Vergrößerung 
des Grundkapitals im betr. Jahre in ſich. Im Falle 


die Zurückzahlung dieſes Darlehens durch Erhebung 
einer Nachſchußprämie zu bewerkſtelligen. Die Nach⸗ 


6) Qualifizirte Thierärzte fordern wir auf, Bewer⸗ 
bungen um die vakante Kreisthierarztſtelle des Kreiſes 
Tuchel, mit der außer dem etatsmäßigen Gehalt noch 
eine Zulage von 600 Mark aus Kreisfonds verbunden 
iſt, innerhalb 6 Wochen bei uns einzureichen. 
Marienwerder, den 27. April 1876. 
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Wer ein nicht zur eigenen Familie gehöriges 16) Unter dem Protektorat Ihrer Kaiſerlichen und 


Kind unter ſechszehn Jahren, welches nicht mit Zuſtim⸗ 
mung der Schuldeputation, beziehungsweiſe des Lokal 


Königlichen Hoheit der Frau Kronprinzeffin des deutſchen 
Reiches und von 


Preußen iſt eine Allgemeine deutſche 


Schulinſpektors aus der Schule entlaſſen ft, während Penſions⸗Anſtalt für Lehrerinnen und Erzieherinnen 


der für den Schulunterricht feſtgeſetzten Stunden zu 
ländlichen oder gewerblichen Arbeiten verwendet, wird 
für jeden Uebertretungsfall mit Geldbuße von 1 bis 
30 Mark beſtraft. 


In Betreff der Verwendung von Kindern zum 
Viehhüten, der Beſchäftigung jugendlicher Arbeiter in 
den Fabriken und der Strafbarkeit der Eltern und 
Pfleger, welche ſchulpflichtige Kinder ohne genügenden 
Grund aus der Schule behalten, verbleibt es bei den 
dieſerhalb ergangenen beſonderen Verordnungen. 

Marienwerder, den 29. April 1876. 

Königliche Regierung. 

Abtheilung für Kirchen⸗ und Schulweſen. 


begründet, deren Statut durch Allerhöchſten Erlaß vom 
15. Oktober v. J. die landesherrliche Beſtätigung er⸗ 
Ki bat. 


In die Anftalt können aufgenommen werden: 
a) alle von einer deutſchen Behörde geprüften 
Lehrerinnen, welche ihren Beruf an einer öffent⸗ 
lichen, an einer Privatſchule oder in Familien 
ausüben, oder auch Unterrichts⸗Anſtalten leiten, 
ohne Rückſicht auf den Ort ihrer Wirkſamkeit, 
b) alle ſtaatlich zugelaſſenen Lehrerinnen, welche 
in Deutſchland ihren Beruf an einer öffentli⸗ 
chen, an einer Privatſchule oder in Familien 
ausüben oder auch Unterrichtsanſtalten leiten, 
e) ſonſtige Lehrerinnen, welche nach erlangter 


15) : Nach we i⸗ 
von den Markt⸗ und Ladenpreiſen in den größeren Städten des 
| | Markt⸗ 
pro 100 Kilogramm. . PESFTRUT, 
„Namen mie Stroh Rind: Kalb. 
* U — — — 
der Wei⸗ Rog⸗ gelbe ok Kartof⸗ | Fleiſch. 
erfte, | Hafer. nen, inſen. 8 Er 5 Heu. | 
38 en. | gen. iße. e 
5 Städte 3 8 Kochen. weiße E 55 Bauch. | 

=} 

a M. Pf. M. Pf. M. Pf. M. f.] M. Pf. M. Pf. M. Pf. M. Pf. M. Pf. M. Pf M. Pf. M. Pf. M. Pf. M. Pf. M. Pf. 
1 Chriſtburg 1966116761 15—20— 18075 ———— 5102] ———.——— 1 —— 801 1180] — 50 
2 Conitz — — 1476 14671465 155303175 —— 274] 6/50] 478] 5150| — 70 — 60 130 — 40 
3 Dt. Crone — — 14461 — — 11585 16821———— 2160| 5530| —— 6075 — 80 — 55] 110 — 555 
4 Culm 2111018013 1859 1969 23 —| — —| —— 452] 7— 6 — 850) 1—— 80 1120| — 90 
5 Dt. Eylau 20. — 15024 1428| 1660| 1928| — — | —|—| 384] 6044 — — 8— 1 — — 80 120 — 50 
6 Flatow — 115 — 11396115 37) 15, —| —— ——| 2175| 6650 — — 706) — 70 — 60j 1/20) — 60 
7 M. Friedland — e ee — 1 2/65) 5j—] | — 5:50: — 701 — 70 120 — 40 
8 Graudenz 18/67] 15,47] 14,08) — 1 ——1— —1— —| 4113| 697 —— 7 —1—89 — 1110) —77 
9 Jaſtrow — — 115 411486 1491] 1647| — 1 ——| 2096] 6——— 7—I—80— 700 1150 — 55 
10 Löbau 20174] 14.38] 14128 18 — 16:28] — — oe 333] 7——— 5—1-—60 — 1—[—50 

11 Marienwerder 1931016061387 19159; 16.97) — —— — 3093(———— — 69 1201 — 58 

12 Mewe 19/83] 15,31] 14.64] 171461 1713] — — | — 4311— — | — — | —— | 80} — 80] 110) —i40 
13 Neumark 21125] 15125] 1725] 20125] 17 — u 2150] 6550| 650| 650 — 75] — 75] 1/20] — 60 

14 Rieſenburg 20 — 163301441018 87017————— 550 90 5— 9—| 120 —.80 130 —85 

15 Roſenberg 18023158414 —16 92 1722 ——.—— all 575 4 — 820 951 — 801 1130) — 77 

16 Schlochau — 14:45] 14 64] 16 271555) — ——— 275 7/—— 10 —— 80 120 — 80 

17 Schwetz ——| 1626 15 70522 — 11780) — —1— —| 353 — | ———— - 75— 65 1150 —55 
18 Strasburg 19125} 15/96] 14:75] 18 75 18—117—|— —| 35010 — 850| 8 —|— 65 — 65] 1130 — 60 

19 Stuhm 20/481 15185] 13 74| 17171 16.93] — — — 1 388) — | — —[——[— 75] —i— 135) —56 

20 Thorn 199916300 15.400 20 — 25 — 29 80] 60 — 955 812 — — 88011 10 — 90 1117| —87 

21 Tuchel 2118151428018 3301706 293] 750— — 9 —— 7272 120. — 40 

Summa 22970227 48 299 90388 138] 353/79] 78,55] 60.—1 75031108008 34/78] 119/81] 17.460 12,31] 24 95012 65 

Durchschnitt 119198] 1859157751768 26 1860 57 670 5800 740/88 — 720 119.80 
Vandsburg 16 10 
Hammerſtein - 16 — 
Neuenburg . 20 — 
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ausreichender wiſſenſchaftlicher oder teönlicher (vermaltunga-usjäuß ausgeſtellte Beſcheinigung. 
Ausbildung die Lehrthätigkeit zu ihrem Die bezüglichen Anträge, in welchen der Wohnort 
Lebensberufe machen, (bez. mit Straße und Nummer und nächſter Poſtſtalion) 
und zwar ohne Unterſchied des religiöſen Bekenntniſſes genau anzugeben iſt, ſind portofrei an das Curatorium 
und ohne Unterſchied, ob ſie verheirathet ſind oder der vorhin bezeichneten Anſtalt zu Händen des Herrn 
icht. Miniſterial⸗Direktors Greiff zu Berlin (Unter den Linden 

Im erſten Jahre des Beſtehens der Anſtalt ſteht Nr. 4) zu richten. 

der Beitritt jeder Lehrerin der vorbezeichneten Katego⸗ Die Benftonsbeiträge find verſchieden je nach dem 
rien offen, die das 55. Lebensjahr noch nicht zurück- Alter der Beitretenden und je nach dem Lebensjahre, 
gelegt hat. Nach Ablauf des erſten Jahres des Be⸗ von welchem ab dieſe auf eine Penſion Anſpruch machen. 
ſtandes der Anſtalt iſt der Beitritt nur noch ſolchen Der vierteljährige Beitrag beträgt im günſtigſten Falle 
Lehrerinnen geſtattet, welche das 50. Lebensjahr noch 90 Pf., im ungünſtigſten dagegen 65 Mark 40 Pf. 


nicht überſchritten haben. für je 100 Mark der verſicherten Penſion. Außerdem 
Zur Aufnahme in die Anſtalt ſind beizubringen: iſt ein Eintrittsgeld von 3 bis 15 Mark zu zahlen. 
1. der Geburtsſchein, Durch dieſe Zahlungen erwirbt jedes Anſtalts⸗ 
2. der Nachweis einer der vorhin angegebenen Vor⸗ mitglied den rechtlichen Anſpruch auf die eingekaufte 
ausſetzungen. Alterspenſion oder, falls dauernde Dienſtunfähigkeit vor 
Die Aufnahme erfolgt durch eine vom Central⸗ Erreichung des für die volle Penſion erforderlichen 
— . EEE 
fung 
Regierungsbezirks Marienwerder im Monat April 1876. 
n Laden Prei ße. 
gramm. a. d Doll pro 1 Kilogramm. pro 1 Liter pro 3 
Bam 60 Mehl Nr. I. Kaffee. |. Kin: alla 
Fleiſch. Speck Eß⸗ ück 5 ſten⸗ Ger: | Bud: Reis 45 ir Ba 9885 Rog⸗ 
(geräu⸗] But: Wei⸗ Rog⸗ ſten⸗ weizen⸗ Hirſe. Java gelber, 2 ne. Talg | mic, | 17 
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Daß in denjenigen Orten, wo die Rubriken unausgeflkt geblieben, die bezeichneten Artikel nicht zu Markte geko d 
beſcheinigt. ; Marienwerder, den 6. Mai 1876. 665 ee 
Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 
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Alters eintritt, auf einen entſprechenden Theil der felde, Groß⸗Weide, Gutſch, Johannisdorf, Fuchswinkel 
Penſion. Neben dieſem Rechtsanſpruch können die An⸗ und Katſcherkämpe. 


ſtaltsmitglieder auch durch beſondere Beihülfen bedacht Danzig, den 5. Mai 1876. 
werden. — Der Königliche Ober⸗Poſtdirektor. 
Der A der von 15 9 5 0 Reiſewitz. 
verfichernden Penſion ſind 100 Mark. Vor Ablauf der 
erſten drei Jahre der Mitgliedschaft hat kein Anſtalts⸗ 19) „n 15 e ee eg e 
mitglied Anſpruch auf irgend eine Zahlung aus der Jekrzew 5 90 a 91 8. Giite 9 er Halteſtelle 
Anſtaltskaſſe. Anträgen auf Gewährung von Penſionen 9%" Der dieſ halb 8 905 Rn erkehr eröffnet. 
oder Beihülfen iſt vorzulegen: „Der dieſerhalb herausgegebene erſte Nachtrag zur 
zweiten Auflage des Tarifs der Königl. Oſtbahn vom 
1. ein Nachweis über die letzte berufliche Thätigkeit 15. Auguſt 1873 für die Beförderung von Gütern 
der Antragſtellerin und aller Art iſt bei allen Stationskaſſen der Oſtbahn 
2. ein glaubhafter Nachweis derjenigen Thatſachen, käuflich zu haben. 
auf welche ſich der Antrag ſtützt. Bromberg, den 28. April 1876. 
Die Berechtigungen an die Anſtalt erlöſchen für Königliche Direktion der Oſtbahn. 
deren Mitglieder durch eine einjährige Unterlaſſung der ) Bekanntmachung. 


Beitragszahlungen. Ein nachweisbarer unſittlicher Le⸗ de 
Pens ſowie die rechtskräfrige Aberkennung der gallen Fin er 
bürgerlichen Ehrenrechte ſchließt die betreffenden Perſo⸗ und Hunde⸗Verkehr mit den Stationen Schneidemühl, 


nen von allen Zuwendungen aus dem Hülfsfonds aus = : . 5 
welcher aus einem Zehntel der laufenden Beiträge und Krojanke, Flatow, Linde und Konitz eröffnet werden. 


aus ſonſtigen außerordentlichen Einnahmen gebildet In der Richtung von Schneidemühl werden die 

ird. Züge 5, 7 und 315 und in der Richtung von Konitz 
Es liegt auf der Hand, wie wohlthätig die in die Züge 6, 8 und 318 daſelbſt halten. 

Rede ſtehende Anſtalt wirken kann, wenn ſie die noth⸗ Die Fahrpreiſe können aus dem Nachtrage 4 

wendige Förderung erhält. Wir machen daher bie des auf jeder Oſtbahnſtation käuflich zu habenden Oſt⸗ 

Lehrerinnen, welche an öffentlichen und privaten Schulen bahn⸗Lokal⸗Perſonen⸗Tarifes, ſowie aus dem auf den 

wirken, ſowie die Erzieherinnen und Privatlehrerinnen bezüglichen Stationen ausgehängten Tableau eingeſehen 

in unſerem Bezirk auf dies für fie fo wichtige Unter werden. 


nehmen aufmerkſam und empfehlen denſelben durch Bromberg, den 29. April 1876. 
ihren Beitritt zu der Anſtalt für die Sicherung ihrer Königliche Direktion der Oſtbahn. 
eigenen Zukunft nach Möglichkeit zu ſorgen. 
Schließlich bemerken wir noch, daß die Bildung 21) Bekanntmachung. 
von Bezirks⸗Verwaltungs⸗Ausſchüſſen beabſichtigt wird, Im Oſtdeutſch⸗Rheiniſchen Eiſenbahn⸗Verband 
und daß ſobald dies geſchehen ſein wird, die Aufnahme: tritt vom 15. Mai d. J. ab zum Verbands⸗Gütertarif 
geſuche an dieſe zu richten ſein werden. ein 14. Nachtrag enthaltend: 
Marienwerder, den 25 April 1876. 1. eine anderweite, theilweiſe ermäßigte Klaſſifikation 
Königliche Regierung. für die Artikel „Eiſen⸗ und Stahlgußwaaren pp.“, 
Abtheilung für Kirchen: und Schulmefen. 2. Berichtigungen zum 12. reſp. 13. Nachtrage in 


5 ‘ a Kraft 
| a 1 ni 5 W ! 
15 00 e een BP e welcher auf ee weten käuflich zu haben iſt. 
mark oder Löbau, ſoll definitiv beſetzt werden. Quali⸗ e ee Oſtbahn 
fizirte Bewerber werden aufgefordert, mit Einreichung 9 ö 
der Beugnife ſich innerhalb 6 Wochen bei uns zu 22) Le „Defanntmachung. _ 
a Vom 15. Mai cr. ab bis zum 1. September cr. 
Marienwerder, den 3. Mai 1876. öden ; ; 
„Mar 5 zum Anſchluß an die von Berlin ausgehenden 
Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 1 . Ans Saiſonbillets a längerer 
Giltigkeit auf den Oſtbahnſtationen Kreuz, Schneidemühl, 
18) Zu e e e der e Bromberg, Thorn, Oſterode, i Warlu⸗ 
Marienwerder, wird am 16. Mai eine Poſtagentur, a a a lin für bie a 
mit welcher eine Telegraphen Statton mit beſchränktem 0 31 ; 1 
und 3. Wagenklaſſe zu ermäßigten Preiſen und mit 


n n NE ei ottagentur einer Gilligkeits⸗Dauer von ſechs Wochen verkauft. 
werden folgende Ortſchaften zugetheilt werden: Oberfeld, Die näheren Bedingungen ſind aus den aus⸗ 


Rathsweide, Ziegellack, Sechsſeelen, Rothebude, Mewiſch⸗führlichen Proſpekten zu erſehen, welche zu dem Preiſe 
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von 10 Pf. pro Stück auf ſämmtlichen Oſtbahyſtatio⸗ 
nen verkauft, den Käufern der Retourbillets aber gleich⸗ 
zeitig mit dieſen verabfolgt werden. 

Bromberg, den 3. Mai 1876. 

Königliche Direktion der Oſtbahn. 

23) Bekanntmachung. 
Nach dem mit dem 15. Mai cr. in Kraft treten⸗ 
den Oſtbahnfahrplan halten die Courierzüge 1. und 2. 
(Route Berlin⸗Kreuz⸗Konitz⸗Königsberg⸗Eydtkuhnen) 
auf den Stationen Flatow, Konitz und Pr. Stargard. 

Die Fahrpreiſe für Courierzugbillets von und 
nach dieſen drei Stationen können aus dem 5. 


Nach⸗ der Kreisrichter Dr. Wieſehalm in Märk. 


Gurski in Stuhm an das Kreis- Gericht in 
Marienburg. 
. der Bote, Exekutoru Gefangenwärter Irmer in Mewe 
in ſeiner bisherigen Amtseigenſchaft als Bote und 
Exekutor an das Kreis⸗Gericht zu Marienwerder, 
der Bote und Exekutor Raguſe in Conitz an 
das Kreis⸗Gericht zu Neuſtadt, 
der Bote, Exekutor und Gefangenwärter Stein⸗ 
berg in Zempelburg in der bisherigen Amts⸗ 
eigenſchaft als Bote und Exekutor an das Kreis⸗ 
Gericht zu Conitz, 
Entlaſſen: 


2553 


Fried: 


trage der auf jeder Oſtbahnſtation käuflich zu habenden land auf ſeinen Antrag. 


Oſtbahn⸗Lokal⸗Perſonen⸗Tarife, ſowie aus dem auf den 


bezüglichen Stationen ausgehängten Tableau eingeſehen der Geheime Juſtiz⸗ 


werden. 
Bromberg, den 3. Mai 1876. 
Königliche Direktion der Oſtbahn. 


Perſonal⸗Chronik. 


werd 
21) Der proviſoriſche Lehrer Spiller iſt bei dem 


Schullehrer⸗Seminare zu Graudenz als ordentlicher 
Seminarlehrer definitiv angeſtellt worden. 


Der proviſoriſche Lehrer Broſchinski iſt als] 2. der Beſitzer 
Hilfslehrer des Schullehrer⸗Seminars in Pr. Friedland 


definitiv angeſtellt worden. 

Bei dem Schullehrer⸗Seminare in Löbau ſind die 
proviſoriſchen Lehrer Wernicke und Kowalewski 
definitiv als ordentliche Seminarlehrer angeſtellt worden. 

Im Kreiſe Kulm iſt der Gutsbeſitzer Krebs zu 
Bergswalde zum Amtsvorſteher für den 9. Bezirk 
(Radmannsdorf) ernannt. 

Ernannt: 

1. der Bureau⸗Affiſtent Nax in Löbau zum Secretär 
bei dem Kreis Gerichte in Schwetz, 
der Bureau⸗Aſſiſtent Bendlin in Flatow zum 
Secretär bei dem Kreis⸗Gerichte in Strasburg, 
der proviſoriſche Bureau⸗Aſſiſtent Suche wicz in 
latow definitiv zum Bureau⸗Aſſiſtenten bei dem 
reis⸗Gerichte daſelbſt, 
der Civil⸗Supenumerar Rudau in Berent zum 
Bureau -Aſſiſtenten bei dem Kreisgerichte zu Schlochau 
„der Civil⸗Supernumerar Pelzer in Putzig zum 
Bureau⸗Aſſiſtenten bei dem Kreis⸗Gerichte zu 
Marienburg, mit der Function bei der Gerichts⸗ 
Deputation in Stuhm, 
Verſetzt: 
1. der Kreisgerichts Secretär Pannicke in Dt. Crone 
an das Kreis⸗Gericht zu Carthaus, 
der Kreisgerichts⸗Secretär Schapke in Stras⸗ 
burg in der bisherigen Amtseigenſchaft und als 
Gerichts⸗Caſſen⸗Controlleur an das Kreis⸗Gericht 
zu Neuſtadt, 
die Bureau⸗Aſſiſtenten Beermann in Elbing 
an das Kreis⸗Gericht zu Roſenberg, Tietz in 
Roſenberg an das Kreis- Gericht in Flatow und 


2. 
3. 


Ausgeſchieden: 
und Appellations⸗Gerichts⸗ Rath 
Fiſcher in Marienwerder in Folge Penſionirung un 
ter Verleihung des Rothen Adler⸗Ordens dritter Claſſe 
mit der Schleife. 

Geſtorben: S 
der Appellations⸗Gerichts⸗Secretär Schmidt in Marien⸗ 


er. 
Als Schiedsmänner find gewählt und beſtätigt: 
1. der Schulze Franz Is banner in Witkau für den 
Landbezirk 7b des Kreiſes Flatow. 
Rudolph Möller in Kurſtein für 
das ländliche Kirchſpiel Adl. Liebenau, Kreis 
Marienwerder. 


Verſetzt ſind: die Poſtſekretaire Korſch von 


Königsberg nach Terespol und Sch effler von Dir⸗ 
ſchau nach Marienwerder, 
Cronenbold von 
Angeſtellt iſt der Telegraphenwärter Hardel in 
Thorn 


ferner der Poſtaſſiſtent 
Culm nach Roſenberg Weſtpr. 


unter Ernennung zum Telegraphiſten. 
Es find befördet worden: der Hauptaſſiſtent Krau ſe 


in Neuſtadt⸗Eberswalde zum Ober⸗Grenz⸗Kontrolleur 
zu Bahnhof Ottloczyn, 
Teſchke in Tuchel zum Zoll⸗Einnehmer 13. 
Pieczenia 
zum Zollamts⸗Aſſiſtenten zu Bahnhof Ottloczyn. 


der berittene Steuer Aufſeher 
Klaſſe in 
und Grenz⸗Aufſeher Montag in Thorn 


Es find verſetzt worden: die berittenen Grenz⸗ 


Aufſeher Rogawski in Dorf Ottloczyn und Krauſe 
in Leibitſch als berittene Steuer⸗Aufſeher nach Oſche 


bezw. Tuchel, die Grenz⸗Aufſeher Voßberg in Jas⸗ 
trzembie und Przewerſinski in Mlkniec als berit⸗ 
tene Grenz Aufſeher nach Stanislowo bezw. Leibiſch, 
der berittene Steuer Aufſeher Leopold in Dice als 
Grenz⸗Aufſeher nach Mehlſack, und der Grenz⸗Aufſeher 
Armenat in Mehlſack in gleicher Dienſteigenſchaft 
nach Jastrzembie. 

Es ſind angeſtellt worden: der Steuer⸗Super⸗ 
numerar Brand als kommiſſariſcher Grenz⸗Aufſeher 
in Mliniec, und der frühere Hauptamtsdiener Pia⸗ 
nowski in gleicher Dienſteigenſchaft in Thorn. 


Erledigte Schulſtellen. 
25) Die evangeliſche Schullehrerſtelle zu Gr. Brauſen, 
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Kreis Roſenberg, wird zum 1. Juni er. erledigt. Das Die Schullehrerſtelle zu Przechowo, Kreis Schwetz, 
Beſetzungsrecht ſteht dem Dominium Gr. Brauſen zu. wird zum 1. Auguſt er. erledigt. Lehrer katholischer 

Die Schullehrerſtelle zu Oſtrowo, Kreis Konitz Konfeſſion, welche ſich um dieſelbe bewerben wollen, 
wird zum 1. Juni d J. erledigt. Lehrer m fih unter Einſendung ihrer Zeugniſſe bei dem 
Konfeſſion, welche ſich um dieſelbe bewerben wollen, Königlichen Kreis⸗Schulinſpektor Herrn Uhl zu Konitz 
haben ſich unter Einſendung ihrer Zeugniſſe bei dem zu melden. 


Königl. Kreisſchulinſpektor Herrn Pfarrer Fielitz zu Die katholiſche Schullehrerſtelle zu Mellno, Kreis 
Schlochau, wird zum 1. Juli cr. erledigt. Lehrer katho⸗ 


Oſche zu melden. 
lischer Konfeſſion, welche ſich um dieſelbe bewerben wollen, 


Die evangeliſche Schullehrerſtelle zu Gulbien, haben ſich, unter Einſendung ihrer Zeugniſſe, bei dem 
Kreis Roſenberg, wird zum 1. Auguſt cr. eee Kreis⸗Schulinſpektor Herrn Ger ner zu Pr. 


Das Berufungsrecht ſteht dem Dominium Gulbien zu. Friedland zu melden. 


r ˙m ² 


(Hierzu als auſſerordentliche Beilage die Conzeſſion zum Geſchäftsbetriebe in den Königl. Preußiſchen Staaten für 
die Transport: und Uafall-Verſicherungs⸗Aktien⸗Geſellſchaft „Zürich“ in Zürich, der Fahrplan der Königlichen 
Direktion der Oſtbahn vom 15. Mai d. J. ab und der öffentliche Anzeiger Nr. 19). 


ANcchigirt im Bureau der Königlichen Negierung. Druck der Ka nterſchen Hofbuchdruckerel 


Extra⸗Beilage 


zum 


Königl. Preußiſchen Regierungs- Amtsblatt. 


Conceſſion 
zum Geſchäftsbetriebe in den Königlich Preußiſchen Staaten 


für 


die Transport- und Nufall⸗Verſicherungs⸗Aktien⸗Geſellſchaft „Zürich“ 
in Zürich. 


Der unter der Firma 
Transport- und Aufall-Verſtcherungs⸗ 
Aſttien-Geſellſchaft „Zürich“ 

zu Zürich domicilirten Verſicherungs⸗Geſellſchaft wird die 
Conceſſion zum Geſchäftsbetriebe in den Königlich Preußi⸗ 
ſchen Staaten, auf Grund der gegenwärtig gültigen Sta⸗ 
tuten, welche in einem durch das Notariat der Stadt 
Zürich und durch den Kaiſerlich Deutſchen Conſul am 
15. Juni 1875 beglaubigtem Exemplare beim Miniſterium 
für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten niedergelegt 
ſind, hiermit unter nachfolgenden Bedingungen ertheilt: 
1. Jede Veränderung der Geſellſchafts-Statuten muß 
bei Verluſt der Conceſſion angezeigt und, ehe nach 
denſelben verfahren werden darf, von der Preußiſchen 


Staatsregierung genehmigt werden. 4. 


2. Die Veröffentlichung der Conceſſion, der Statuten und 
der etwaigen Aenderungen derſelben, ſowie der bezüg⸗ 
lichen Genehmigungs⸗Urkunden erfolgt in den Amts⸗ 
blättern reſp. amtlichen Publikations⸗Organen derjeni⸗ 
gen Bezirke, in welchen die Geſellſchaft Geſchäfte zu 
betreiben beabſichtigt, auf Koſten der Geſellſchaft. 

3. Die Geſellſchaft hat wenigſtens an einem beſtimmten 
Orte in Preußen eine Haupt⸗Niederlaſſung mit einem 
Geſchäftslokale und einem dort domicilirten General: 
bevollmächtigten zu begründen. 

Der letztere iſt verpflichtet, derjenigen Königlichen 
Regierung, in deren Bezirk ſein Wohnſitz belegen, in den 
erſten 6 Monaten eines jeden Geſchäftsjahres neben 
dem Verwaltungsberichte, der Generalbilanz und dem 
Rechnungsabſchluſſe der Geſellſchaft eine ausführliche 
Ueberſicht der im verfloſſenen Jahre in Preußen betrie⸗ 
benen Geſchäfte einzureichen und zu gleicher Zeit nach⸗ 
zuweiſen, daß die Bilanz, der Rechnungsabſchluß und 
die gedachte Ueberſicht durch den deutſchen Reichs⸗ 
und Preußiſchen Staats⸗Anzeiger veröffentlicht ſind. 

In der erwähnten Ueberſicht, für deren Aufſtellung 
von der betreffenden Regierung nähere Beſtimmungen 
getroffen werden können, iſt das in Preußen befind- 
liche Aktivum von dem übrigen Aktivum geſondert 
aufzuführen. 


Der Generalbevollmächtigte muß ſich perſönlich und 

erforderlichen Falles unter Stellung zulänglicher 
Sicherheit zum Vortheil ſämmtlicher inländiſcher 
Gläubiger verpflichten, für die Richtigkeit der Bilanz, 
des Rechnungs⸗Abſchluſſes (Gewinn⸗ und Berluſt⸗ 
Conto) und der Ueberſicht, ſowie der von ihm ge⸗ 
führten Bücher, ingleichen für die rechtzeitige Ein⸗ 
reichung der im zweiten Abſatze erwähnten Ueberſichten 
an die Staats⸗Regierung einzuſtehen. Außerdem muß 
derſelbe auf amtliches Verlangen unweigerlich alle die⸗ 
jenigen Mittheilungen machen, welche ſich auf den 
Geſchäftsbetrieb der Geſellſchaft, oder auf den der 
Preußiſchen Geſchäftsniederlaſſung beziehen, auch die 
zu dieſem Behufe etwa nöthigen Schriftſtücke, Bücher, 
Rechnungen ꝛc. zur Einſicht vorlegen. 
Durch den Generalbevollmächtigten und von dem in⸗ 
ländiſchen Wohnorte deſſelben aus ſind alle Verträge 
der Geſellſchaft mit den Preußiſchen Staatsangehöri⸗ 
gen abzuſchließen. 

Die Geſellſchaft hat wegen aller aus ihren Ge⸗ 
ſchäften mit Inländern entſtehenden Verbindlichkeiten, 
je nach Verlangen des inländiſchen Verſicherten, ent⸗ 
weder in dem Gerichtsſtande des Generalbevoll⸗ 
mächtigten oder in demjenigen des Agenten, welcher 
die Verſicherung vermittelt hat, als Beklagte Recht 
zu nehmen und dieſe Verpflichtung in jeder für einen 
Inländer auszuſtellenden Verſicherungspolice aus⸗ 
drücklich auszuſprechen. 

Sollen die Streitigkeiten durch Schiedsrichter ge⸗ 
ſchlichtet werden, ſo müſſen dieſe letzteren, mit Ein⸗ 
ſchluß des Obmannes, Preußiſche Unterthanen ſein. 

Die vorliegende Conceſſion kann zu jeder Zeit und 
ohne daß es der Angabe von Gründen bedarf, ledig⸗ 
lich nach dem Ermeſſen der Preußiſchen Staats⸗ 
regierung zurückgenommen und für erloſchen erklärt 
werden. 

Im Uebrigen iſt durch die Conceſſion die Befugniß 
zum Erwerbe von Grundeigenthum in den Preußiſchen 
Staaten nicht ertheilt. Zu ſolchem Erwerbe bedarf 
es vielmehr der in jedem einzelnen Falle beſonders 
nachzuſuchenden landesherrlicherkl Erlaubniß. 


Berlin, den 9. Februar 1876. 


Der Miniſter für Handel, Gewerbe 
und öffentliche Arbeiten: (L. 8.) 
gez. De. Achenbach. 
IV. 527. M f. H 


. 


IA. 954, M. d. J. 


Der Miniſter des Innern. 
Im Auftrage: 
gez. Nibbeck. 


Statuten 


der 

Transport⸗ und Unfall⸗Verſicherungs⸗Aktiengeſellſchaft 
„Zürich“ (früher Verſicherungs⸗Verein) in Zürich. 

Name, Zweck und Sitz der Geſellſchaft. 
§ 1. Die Transport⸗ und Unfall⸗Verſiche⸗ 
rungs⸗Aktien⸗Geſellſchaft „Zürich“ iſt eine Aktien⸗ 
geſellſchaft für direkte und indirekte Transport⸗ und Un⸗ 
fall⸗Verſicherung. 

2. Die Geſellſchaft kann jeden Verſicherungsantrag, 

ohne Angabe von Gründen, ablehnen. 

§ 3. Der Verwaltungsſitz und Gerichtsſtand der Ge⸗ 
ſellſchaft iſt in Zürich. Außerdem unterwirft ſich die 
Geſellſchaft in denjenigen Ländern, in welchen ſie durch 
ſtändige Vertretung Geſchäſte betreibt, in Betreff dieſer 
Geſchäfte dem dortigen competeuten Gerichtsſtande. 

§ 4. Die Dauer der Geſellſchaft iſt auf fünfzig Jahre 
feſtgeſetzt. 


Zwei Jahre vor Ablauf dieſes Zeitraumes hat die 


Generalverſammlung über Fortſetzung oder Aufhebung 
der Geſellſchaft zu entſcheiden. 


Gefellſchaftskapital. 

§ 5. Das Aktienkapital der Geſellſchaft, im Betrage 
von 5 Millionen Franken, beſteht aus 5000 Aktien von 
je 1000 Franken. 

Es find zunächſt nur 1000 Aktien im Geſammtbetrag 
von einer Million Franken ausgegeben worden. 

§ 6. Der Aktionär haftet für den Nominalbetrag 
ſeiner Aktien, nicht weiter. 


Der Beſitz von Aktien ſchließt die Anerkennung der 


Statuten in ſich. 


§ 7. Auf jede Aktie find bis jetzt 20% oder 200 Fr. 


in baar eingezahlt. 

Für den Reſt von 80% oder 800 Fr. hat der Ak⸗ 
tionär für jede Aktie eine auf ihn lautende Wechſel⸗ 
obligation mit Domicil au der Geſellſchaftskaſſe in Zürich 
ausgeſtellt, welche im Archiv der Geſellſchaft deponirt iſt 


und welche von der Geſellſchaft weder veräußert, noch in 


irgend einer Weiſe belaſtet werden darf. 

Weitere allfällig nothwendige Einzahlungen über die 
erſten 20% hinaus werden von der Generalverſammlung 
beſchloſſen und es wird deren Betrag von der Obligation 
abgeſchvieben. 

8 8. 
thümers. 

Die erſte Zutheilung der Aktien geſchah durch 
Gründungscomite. 

§ 9. Die Aktien können cedirt werden mit Geneh⸗ 
migung des Verwaltungsrathes und gegen eine Gebühr 
von 5 Fr. per Aktie. 

Die Genehmigung kann ohne Begründung verweigert 
werden. 

In der Regel kann ein Aktionär nicht mehr als 1/so 
der ausgegebenen Aktien erwerbeu. 

Nach Genehmigung der Ceſſion und erfolgter Depo- 
nirung der nenen Obligationen des Ceſſionaren wird die 
alte Obligation dem Cedenten aushingegeben. 


das 


Die Aktien lauten auf den Namen des rl 
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§ 10. Die Aktien find nicht theilbar und es anerkennt 
die Geſellſchaft für jede Aktie nur einen Eigenthümer. 


§ 11. Die Aktionäre find zu allen Einzahlungen 
ſchriftlich aufzufordern. Erfolgt die Zahlung nicht in der 
angeſetzten Friſt, ſo iſt der Verwaltungsrath berechtigt, 
entweder den ſäumigen Aktionär auf dem Exekutionswege 
zur Zahlung anzuhalten oder die betreffenden Aktien als 
entkräftet auszuſchreiben und an deren Stelle neue Titel 
auszugeben. Für den Mindererlös bleibt der alte Aktionär, 
auch nach Annullirung der Aktien, auf Grund ſeiner 
Obligation gegenüber der Geſellſchaft haftbar; ein Ueber⸗ 
ſchuß hingegen wird ihm zurückvergütet. 

§ 12. Stirbt ein Aktionär oder erliſcht eine Firma, 
auf deren Namen Aktien lauten, ſo haben die Erben oder 
Rechtsnachfolger dem Verwaltungsrathe Kenntniß davon 
zu geben und binnen drei Monaten vom Todestage reſp. 
vom Aufhören der Firma an einen Uebernehmer zu be⸗ 
zeichnen. Wird kein Uebernehmer bezeichnet oder derſelbe 
vom Verwaltungsrathe nicht angenommen, ſo findet nach 
Ablauf jener Friſt der Verkauf der Aktie ſtatt. Der 
Erlös wird zur Tilgung der Koſten verwendet und der 
Reſt den Erben aushingegeben. 

§ 13. Geräth der Aktionär in Concurs oder beftehen 
ſonſtwie Zweifel über deſſen Solvenz, ſo iſt der Verwaltungs⸗ 
rath befugt, zu verlangen, daß innerhalb einer Präcluſiv⸗ 
friſt entweder Realcaution für den Obligationsbetrag ge— 
leiſtet werde, oder daß der Uebertrag der Aktien an einen 
vom Verwaltungsrathe zu genehmigenden Ceſſionaren er⸗ 
folge, widrigenfalls die Aktien vom Verwaltungsrathe als 
entkräftet ausgeſchrieben und an deren Stelle neue Titel 
ausgegeben werden. Der Erlös wird nach Abzug der 
Koſten aushingegeben. ö 


Orgauiſation. 


§ 14. Die Organe der Geſellſchaft find: 
a. Die Generalverſammlung. 
b. Der Verwaltungsrath. 
ec. Der Ausſchuß. 
d. Die Direktion. 
A. Generalverſammlung. 
8 15. Die Generalverſammlung der Aktionäre ver⸗ 


tritt die Geſellſchaft; ihre ſtatutengemäßen Beſchlüſſe haben 
für alle Aktien rechtsverbindliche Kraft. 
Die ordentliche Generalverſammlung findet alljährlich 
im April in Zürich ſtatt. 
Außerordentlich wird dieſelbe einberufen durch Beſchluß 
des Verwaltungsrathes oder auf ſchriftliches motivirtes 
Begehren von wenigſtens 25 Aktionären, die zuſammen 
mindeſteus ¼ der ausgegebenen Aktien vertreten, in welch' 
letzterem Falle die Generalverſammlung innerhalb 6 
Wochen einzuberufen iſt. 
8 16. Die Einladungen zu den Generalverſammlungen 
haben ſchriftlich durch den Verwaltungsrath zu geſchehen, 
ſpäteſtens zwei Wochen vor dem Verſammlungstage und 
unter Bezeichnung der Verhandlungsgegenſtände. 

$ 17. Stimmberechtigt in der Generalverſammlung 
‚find die im Regiſter der Geſellſchaft eingetragenen Eigen- 
thümer der Aktien. 

Das Stimmrecht wird vom Aktionär perſönlich aus- 


geübt oder durch Uebertrag mittelſt ſchriftlicher Vollmacht 
an einen andern Aktionär. 

Jede Aktie berechtigt zu 1 Stimme; Niemand ſoll 
jedoch mehr als 25 Stimmen geltend machen können. 


§ 18. Zur Beſchlußfaſſung der Generalverſammlung 
iſt die Anweſenheit von wenigſtens 25 Aktionären er⸗ 
forderlich, die zuſammen mindeſtens / der ausgegebenen 
Aktien repräſentiren. 

Die Beſchlüſſe und Wahlen erfolgen mit Stimmen⸗ 
mehrheit; bei gleichen Stimmen entſcheidet der Präſident. 

$ 19. Kommt keine Generalverſammlung in beſchluß⸗ 
ſähiger Zahl zu Stande, fo iſt unter Angabe dieſes 
Grundes innert vier Wochen eine neue Generalverſamm⸗ 
lung einzuberufen, welche an die Beſchränkungen des $ 18 
nicht mehr gebunden iſt und ihre Beſchlüſſe rechtsgültig 
mit einfacher Mehrheit der vertretenen Stimmen faßt. 


20. Der Präſident des Verwaltungsrathes (in 


8 a 
erhinder e ührt den Vorſitz 
Beil HH eng. der Weepvöſident) füt eis miu deſtens 3 Mitgliedern reſp. Suppleanten erforderlich; 
bei gleichen Stimmen entſcheidet der Präſident. 


Die Stimmenzähler wählt die Verſammlung durch 


in der Generalverſammlung. 1 
Das Protokoll führt in der Regel ein Subdirektor. 


offenes Handmehr. 


Das Protokoll wird von allen dieſen Funktionären 


unterzeichnet. 


21. Der Generalverſammlung kommt zu: 

a. Prüfung des Geſchäftsberichtes und Abnahme der 
Jahresrechnung, auf Grundlage eines ſchriftlichen 
Berichtes von zwei Rechnungsreviſoren, die für's erſte 
Jahr vom Verwaltungsrat, in den folgenden Jah⸗ 
ren jeweilen von der Generalverſammlung gewählt 
werden. 

. Feſtſetzung der Dividende. 

Wahl der Mitglieder des Verwaltungsrathes. 

Schlußnahme über Anträge des Verwaltungsrathes. 

„Dekretirung von weitern Einzahlungen auf die Aktien. 

. Ausgabe neuer Aktien. 

Abänderung der Statuten und Auflöſung der Ge⸗ 
ſellſchaft. 

Anträge, welche von mindeſtens 10 Aktionären und 

ſpäteſtens drei Wochen vor dem Tage der Generalverſamm— 

lung ſchriftlich eingereicht werden, müſſen der General⸗ 
verſammlung mit dem Gutachten des Verwaltungsrathes 
vorgelegt werden. 

In der Generalverſammlung können Anträge über 
neue Gegenſtände wohl ſofort in Diskuſſton gezogen werden; 
die Entſcheidung darüber kann jedoch erſt in der nächſten 
Verſammlung, nach Begutachtung durch den Verwaltungs- 
rath, erfolgen. 


= = 


B. Verwaltungsrath. 

a § 22. Die oberſte Leitung der Geſellſchaft wird einem 
Verwaltungsrathe von 5 Mitgliedern übertragen, welche 
nebſt 3 Suppleanten die Generalverſammlung auf die Dauer 
von 3 Jahren wählt. — Bei Erledigungen in der Zwiſchen⸗ 
zeit ergänzt ſich der Verwaltungsrath aus der Zahl der 
Suppleanten. Die ſo Gewählten treten hinſichtlich der 
Amtsdauer ganz an die Stelle ihrer Vorgänger. 

Für die erſte Amtsdauer von 3 Jahren hat das Grün⸗ 


herr Sa den Verwaltungsrath, ſammt Suppleanten, 
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Nachher treten, für die erſte Reihenfolge durch's Loos 
beſtimmt, und dann nach der Anciennität, alljährlich zwei 
beziehungsweiſe eines der Mitglieder aus; ſie können aber 
ſofort wieder gewählt werden. 


§ 23. Jedes Mitglied reſp. Suppleant des Verwal⸗ 
tungsrathes hat 10 Aktien in's Archiv der Geſellſchaft 
niederzulegen und darf über dieſelben während ſeiner 
Amtsdauer nicht verfügen. 


§ 24. Der Verwaltungsrath wählt den Präſidenten 
und einen Vicepräſidenten aus ſeiner Mitte, je auf ein 
Jahr. 

Das Protokoll führt ein Subdirektor und es iſt das⸗ 
ſelbe vom Ausſchuſſe zu genehmigen. 

§ 25. Der Verwaltungsrath verſammelt ſich auf die 
Einladung ſeines Präſidenten alle drei Monate; außer⸗ 
ordentlich, ſo oft die Geſchäfte es erfordern, oder auf 
Verlangen dreier Mitglieder oder des Direktors. 

Für gültige Schlußnahmen iſt die Anweſenheit von 


§ 26. Dem Verwaltungsrathe kommen in der oberſten 

Geſchäftsleitung folgende Befugniſſe und Pflichten zu: 

a. Beſtimmung der Termine für die Aktieneinzahlungen 
(SS 7 und 11). 

. Genehmigung von Aktienübertragungen. 

Wahl der Mitglieder und Suppleanten in den Ausſchuß. 

Wahl und Entlaſſung des Direktors, ſowie der beiden 
Subdirektoren. 

Die Feſtſetzung ihrer Gehalte und Kautionen, der 
Sitzungs- und Reiſegelder, die Vertheilung der 
Tantieme. 

Die Aufftelung des Geſchäftsreglements für den 
Ausſchuß. 

8. Beſtimmung der Grundſätze für die Gelderanlage. 

„Beſtimmung der allgemeinen Grundſätze für die ver⸗ 
ſchiedenen Verſicherungsbranchen; bei der Trausport⸗ 
Verſicherung beſonders auch Feſtſetzung des Maximums 
des eigenen Riſikos auf einem Fahrzeug. 

„Entgegennahme der regelmäßigen Berichte des Aus⸗ 
ſchuſſes über den Geſchäftsgang und Entſcheidung 
dießfälliger Anträge. 

Vorlage des Geſchäftsberichtes und der Jahresrechnung 
an die Generalverſammlung, mit Antrag über die 
Höhe des Jahresgewiuns und der Dividende. 


d. Ausſchuß. 


§ 27. Der Ausſchuß beſteht aus dem Präſidenten 
und zwei Mitgliedern des Verwaltungsrathes, welch' letztere 
nebſt Suppleanten vom Verwaltungsrathe jeweilen auf 
ein Jahr gewählt werden. 

Das Protokoll führt ein Subdirektor. 


§ 28. Der Ausſchuß hat die Oberleitung und übt im 
Allgemeinen die nächſte Aufſicht über'die Geſchäftsführung 
der Direktion; ſpeziell kommt ihm zu: 

a. Die Aufſtellung des . für die Direktion. 
b. Die Genehmigung der Gelderanlagen. 
o. Die Wahl und Entlaſſung der Angeſtellten, auf den 
Vorſchlag des Direktors. 
d. Die Aufſtellung des Geſchäftsberichtes und der Jahres- 
rechnung. 


— 


— 


e. Die Genehmigung von Anträgen der Direktion über 
Erwerb von Conceſſionen, ſowie über Beſtellung und 
Aufhebung von Agenturen. 

Die Contraſignatur aller Aktenſtücke der Direktion, 
im Sinne von § 33. 

. Die Begutachtung aller ihm vom Verwaltungsrathe 
zugewieſenen Fragen, ſowie der von der Direktion 
zu Handen des Verwaltungsrathes vorgelegten Anträge. 


h. Die Miethe von Geſchäftslokalen. 
i. Die Verification der Bücher, Caſſen und des Archivs. 
8 29. Die Schlußnahmen des Ausſchuſſes müſſen 


einſtimmig erfolgen, bei getheilten Stimmen hat der 
Ausſchuß die Sache dem Verwaltungsrathe zur Entſchei⸗ 
dung vorzulegen. 


D. Direktion. 


§ 30. Die Direktion beſteht aus einem Direktor und 
zwei Subdirektoren. Sie werden vom Verwaltungsrathe 
gewählt und ihre Gehalte, Kautionen und Amtsdauer 
durch Vertrag regulirt. 

8 31. Die Direktion beſorgt auf Grundlage des 
Reglements und unter der Oberleitung und Aufſicht des 
Ausſchuſſes, reſp. des Verwaltungsrathes, die eigentliche 
Geſchäftsführung nach den Anordnungen des Direktors. 

$ 32. Der Direktor oder in deſſen Verhinderung ein 
Stellvertreter wohnt in der Regel den Sitzungen des 
Ausſchuſſes und des Verwaltungsrathes bei, mit beratheu⸗ 
der Stimme. 

§ 33. Alle von der Direktion ausgehende und für 
die Geſellſchaft verbindliche Urkunden (mit Ausnahme der 
Policen) bedürfen der Unterſchrift des Direktors reſp. eines 
Stellvertreters, ſowie der Contraſignatur eines Mitgliedes 
des Ausſchuſſes. — Die Policen tragen die Unterſchrift 


des Direktors oder eines Stellvertreters, beziehungsweiſe 


Bevollmächtigten. 


Jahresrechnung und Gewinn. 


§ 34. Die Jahresrechnung wird auf den 31. December 
abgeſchloſſen. 
In der Bilanz ſollen: 

a. Die Prämien, deren Riſiko noch nicht abgelaufen 
iſt, in's folgende Jahr übertragen werden. 

b. Die am 31. December noch nicht regulirten Schäden 
im vollen angemeldeten Betrage als Paſſivum auf⸗ 
genommen werden. 

§ 35. Aus dem Reingewinn der Jahresrechnung 
wird zunächſt der einbezahlte Betrag der Aktien mit 5% 
verzinſet. 


Genoſſenſchafts⸗B 
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Von dem noch bleibenden Reſte des Jahresgewinns 
kommen 15% als Tantieme dem Verwaltungsrath, Aus⸗ 
ſchuß und der Direktion zu, 

20% als Dividende den Aktien, 

15% dem Reſervefonds. \ 

Die verbleibenden 50% werden dem Verwaltungs⸗ 
rathe zu einer pro-rata-Vertheilung an die direkten oder 
indirekten Kunden der Geſellſchaft nach feinen Ermeſſen 
zur Verfügung geſtellt. Pro-rata⸗Quoten bis zu Fr. 25 
kommen jedoch hierbei den betreffenden Kun den nicht zu 
Gute, ſondern werden dem Reſervefonds der Geſellſchaft 
zugeſchrieben und einverleibt. 


Auflöſung der Geſellſchaft. 


§ 36. Die Auflöſung der Geſellſchaft kann von der 
Generalverſammlung jederzeit beſchloſſen werden. 

Die Auflöſung muß erfolgen, wenn der Reſervefonds 
und 40% des Aktienkapitals verloren ſind. 

Im Falle der Auflöſung wählt die Generalverſamm⸗ 
lung eine Liquidationscommiſſion. Es dürfen keine neuen 
Verſicherungen mehr abgeſchloſſen werden, und eine Ber- 
theilung von allfälligen Aktiven ſowie die Rückgabe der 
Obligationen an die Aktionäre kann erſt erfolgen, nach⸗ 
dem die ſämmtlichen Riſikos ausgetragen ſind. 


Verfahren bei Streitigkeiten. 


§ 37. Alle Geſellſchaftsſtreitigkeiten zwiſchen den Ak⸗ 
tionären und der Geſellſchaft, reſp. ihren Organen, ferner 
zwiſchen dem Verwaltungsrathe und dem Ausſchuſſe oder 
der Direktion, oder zwiſchen Mitgliedern dieſer Collegien 
ſollen durch das Zürcheriſche Handelsgericht oder in Er⸗ 
mangelung durch ein Schiedsgericht am Sitze der Gefell- 
ſchaft erledigt werden. 

§ 38. Im letztern Falle wählt jede Partei zwei 
Schiedrichter und dieſe den Obmann. Können ſie ſich 
darüber nicht verſtändigen, ſo iſt der Obmann durch das 
Präſidium des Zürcheriſchen Obergerichtes zu bezeichnen. 

Das Schiedsgericht entſcheidet endgültig. 


Züärich, den 30. April 1875. 


Zum General: Bevollmächtigten für 
Preußen iſt Herr Karl Ströhlein 
zu Berlin, Breite Straße 12, ernannt 
worden. 


uchdruckerei Zürich 


